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Die neue Wahlperiode beginnt 
mit altbekannten politischen 
Problemen.

Das Ergebnis der Kommunalwahl im 
März spiegelt wichtige Verschiebungen 
im politischen Diskurs der Stadtgesell-
schaft wider. Die SPD, rund 75 Jahre lang 
die dominierende politische Kraft in der 
Stadt, wurde erkennbar abgewählt. Ihre 
politische Hegemonie ist zum Schluss 
nur noch mit einer strukturkonserva-
tiven Politik des „Weiter so“ verbunden 
worden. 
Die Grünen, die letztlich von der in den 

letzten Jahren erstarkten Klimabewe-
gung profitiert haben, sind nun stärkste 
Kraft im Stadtparlament. Sie stehen nun 
mächtig unter Druck, die hohen Erwar-
tungen ihrer Wähler*innen zu erfüllen. 
Ob mit dieser Partei eine echte Verkehrs-
wende und das nötige klimapolitische 
Umsteuern durchsetzbar sein wird, darf 
allerdings bezweifelt werden. 

Wer bietet Antworten auf die vielfältigen 
sozialen Probleme, von steigenden Mie-
ten und Mangel an bezahlbarem Wohn-
raum über die sozialräumliche Spaltung 
der Stadt in wohlhabende und arme 
Stadtteile? Wer ergreift Maßnahmen ge-
gen prekäre Arbeit und Niedriglohnjobs 
bis hin zum erschreckenden Ausmaß der 
Kinderarmut, insbesondere in der Nord-
stadt, Rothenditmold, Wesertor und an-
deren benachteiligten Wohngegenden? 
In dieser Hinsicht ist von den Grünen, 
letztlich einer linksliberal-bürgerlichen 
Milieupartei, wenig Fortschrittliches zu 
erwarten. Die SPD entdeckt die soziale 
Frage meist pünktlich zum Beginn des 
Wahlkampfes, um dann nach der Wahl 
doch eher die Verwaltung des Mangels 
bei vollen Kassen zu betreiben. Und CDU 
und FDP haben erst recht wenig anzubie-
ten außer Lobbypolitik für eine alternde 
begüterte Klientel, die am Brasselsberg 
oder in Wilhelmshöhe wohnt, aber sich 
mehr vor der Straßenkriminalität am 

Stillstand oder Neuanfang?
NAch Der KommuNAlWAhl

Stern fürchtet als vor den wirklichen 
Problemen dieser Stadt. Und von den 
erwiesenermaßen an realen kommunal-
politischen Problemen völlig desinteres-
sierten Rechtspopulisten und Faschisten 
der AfD gar nicht zu reden ...

DIE LINKE sah sich mit ihrem Wahlergeb-
nis darin bestätigt, programmatisch den 
radikalen sozial-ökologischen Umbau 
der Stadt mit einer konsequenten Orien-
tierung auf die sozialen Bewegungen und 
den Fokus auf eine verbindende Klassen-
politik zu verbinden. Ausgezahlt hat sich 
gerade auch, dass wir seit vielen Jahren 
eng und auf Augenhöhe mit Initiativen 
zusammenarbeiten, deren Anliegen wir 
ins Parlament zu tragen versuchen, ohne 
zu vereinnahmen. Am Ende wurden es 
bei der Wahl dann 11,2 Prozent und acht 
Sitze in der Stadtverordnetenversamm-
lung. Zudem gelang uns der Einzug in 
alle acht Ortsbeiräte, für die wir Listen 
aufgestellt hatten. Besonders erfreulich 
waren unsere Ergebnisse in Nord (Hol-
land), wo wir mit 31,9 Prozent stärkste 
Partei wurden. Mit Ali Timtik stellen wir 
dort nun den Ortsvorsteher. 

Auch die Zusammensetzung unserer 
Stadtverordnetenfraktion hat sich geän-
dert. Sie besteht nun aus sechs Frauen 
und zwei Männern und wird von ei-
ner Doppelspitze geführt. Vier der acht 
Stadtverordneten sind neu in diesem 
Gremium. Darunter Luisa Sümmermann, 
die vor ein paar Jahren den Radentscheid 
Kassel mitinitiierte und den hier regie-
renden Protagonisten einer immer noch 
in erster Linie autogerechten Verkehrs-
politik auch schon außerparlamenta-

bitte umblättern...

Unsere Fraktion bei der konstituierenden Sitzung der Stadtverordnetenversammlung.
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Kirchditmold 

risch einiges Ungemach bereitet hat.
Sabine Leidig, die bisher als verkehrs-

politische Sprecherin für die LINKE im 
Bundestag sitzt, hat sich bereits bei 
den ersten Stadtverordneten- und Aus-
schusssitzungen nach der Wahl ziemlich 
irritiert über den Mangel an Diskussi-
onskultur gezeigt. Die Unlust an echter 
sachpolitischer Auseinandersetzung und 
das stumpfe Abstimmen von Magistrats-
vorlagen zeige, dass deren Inhalt den 
meisten Stadtverordneten unbekannt 
sein dürften. Auch im Magistrat sind wir 

nun in neuer Besetzung und auch gleich 
mit zwei ehrenamtlichen Stadträt*innen 
vertreten, mit Kai Boeddinghaus und In-
grid Heußer-Domes.    

Nachdem sich Grüne und SPD auf eine 
Neuauflage der Koalition geeinigt haben, 
sieht es nicht danach aus, als würde die 
einen tatsächlichen Neuanfang versu-
chen. Der inzwischen vorliegende Koali-
tionsvertrag, der neben vielen schönen 
und richtigen Spiegelstrichen vor allem 
viele schwammige Formulierungen und 

diplomatische Gemeinplätze enthält, 
lässt in dieser Hinsicht wenig Gutes er-
warten. Ebenso wie die Tatsache, dass 
SPD und Grüne in den ersten Stadtver-
ordnetensitzungen einträchtig einfach 
mal die Anträge der Opposition von der 
Tagesordnung stimmten. Die Kräftever-
hältnisse in der Koalition mögen sich ver-
schoben haben, aber der Stil bleibt der 
alte. Hier bleibt also noch viel Arbeit für 
eine konsequente linke Opposition.

lutz Getzschmann

In Kirchditmold versteht sich der Orts-
beirat tatsächlich als Plattform/Basis für 
alle Bürger*innen. Er ist offen für jede*n. 
So gibt es bei jeder Sitzung des Ortsbei-
rates zu Beginn eine Fragestunde für die 

DIE LINKE im Stadtteil Wesertor hat 
nach einem intensiven Kommunalwahl-
kampf den Einzug in den Ortsbeirat als 
zweitstärkste Kraft geschafft. Wir konn-
ten zwei Sitze erringen und stellen dort 
den stellvertretenden Ortsvorsteher.
Für die Stadtteilpolitik haben wir aktuell 

zwei zentrale Themenfelder. Zum einen 
den problematischen Abbau von Bänken 
am Wesertorplatz durch die Stadt und 
damit einhergehender sozialer Ausgren-
zung in öffentlichen Räumen. Zum an-
deren wollen wir Lösungen für das Müll-
problem im Stadtteil entwickeln. Aktuell 
trifft sich unsere Gruppe zur Vor- und 
Nachbereitung der Gremiensitzungen 
des Ortsbeirates Corona-konform digi-
tal bei Zoom. Perspektivisch soll dies zu 
einem konstanten Ortsverbandstreffen 
verstetigt werden. Wir sind offen für An-
regungen, Kritik und Impulse, die in den 
Ortsbeirat getragen werden können.
Wir haben aber noch viel mehr Pläne 

und Ideen. Also kommt gerne vorbei und 
helft uns, die Ideen vom Papier in die Tat 
umzusetzen.   oliver   Schulz

Im April 2021 haben zwei Ortsbeirats-
mitglieder der Basisliste West/DIE LIN-
KE ihre Arbeit im Ortsbeirat aufgenom-
men. Das ist das erste Mal überhaupt, 
dass es linke Ortsbeiräte in diesem 
Stadtteil gibt.

So landete eine Basisinitiative aus 
hauptsächlich nicht parteigebundenen 
Menschen des Viertels, die sich im Mai 
2020 im Stadthallengarten gegründet 
hat, in der unmittelbarsten politischen 
Institution, die Stadtpolitik so zu bieten 
hat. Das war der Plan, und er ist aufge-
gangen, nicht zuletzt wegen der Verknüp-
fung von persönlichem Engagement und 
der Unterstützung durch die DIE LINKE.

Die gewählten Vertreter*innen, die jetzt 
an den Sitzungen des Ortsbeirats teil-
nehmen, betrachten sich als Delegierte 
der gesamten Gruppe, die sich regelmä-
ßig trifft, austauscht und plant. Die The-
men Wohnen & Gentrifizierung, Sozial-
ökologische Wende und Klimapolitik, 
Verkehrspolitik und Bürgerbeteiligung 
verhandeln wir nicht nur im Gremium 
des Ortsbeirats, sondern auch intensiv 
mit den Menschen vor Ort: in der Organi-
sation von Mieter*innen, die vom Abriss 
ihrer Wohnungen bedroht sind, durch In-
formationsveranstaltungen, Planungen 
für Aktionen im Stadtteil.

Axel Garbelmann

Menschen, zu der die Themen und An-
liegen, die nicht auf der Tagesordnung 
stehen, angesprochen werden können. 
Nach dieser Bürgerfragestunde kann na-
türlich auch jede*r zu den Themen der 
Tagesordnung reden. Dies ist sehr basis-
demokratisch, achtsam und nimmt alle 
im Stadtteil mit. Genauso gestaltet sich 
die gemeinsame Arbeit bisher im Orts-
beirat. 

In der ersten Sitzung ging es um die 
Konzeptstudie zur Ortskernumgestal-
tung. Es wird gemeinsam erarbeitet, 
wie der Ortskern für alle in Zukunft ge-
staltet und entwickelt werden soll. Die 
Menschen, Institutionen und Vereine in 
Kirchditmold werden mit Umfragen, In-
terviews und Workshops beteiligt. 

In Kirchditmold haben wir eine sehr ak-
tive und nette Ortsgruppe mit Parteimit-
gliedern und Parteilosen gebildet. Die 
regelmäßigen Treffen waren bisher sehr 
schön und es gibt bereits richtige Pro-
jekte für die Basisarbeit. Ich kann jede*r 
Interessierten die Arbeit im Ortsteil nur 
empfehlen. Es ist ein schönes Miteinan-
der, nah an den Menschen vor Ort und 
sorgt auch immer wieder für Überra-
schungen.       lars Künzel

Aus den ortsbeiräten

Lädt nicht zum Verweilen ein: Wesertorplatz

Wesertor Vorderer Westen 

Mehr Informa-

tionen und Kontakt-

möglichkeiten auch 

zu den anderen Ortsbei-

ratsgruppen unter 

www.linksfraktion-

kassel.de
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Für Veränderungen brauchen wir euch
VerKehr

Freie Fahrt für  Radfahrer*innen? Kreuzung am Altmarkt.

Seit mehreren Jahren fordern 
Aktivist*innen eine Verkehrs-
wende für Kassel. 

Die Initiative Nahverkehr setzt sich für 
den Ausbau des Nahverkehrs (ÖPNV) 
ein, Radentscheid und ADFC fordern den 
Ausbau sicherer Radwege. Diverse Grup-
pen engagieren sich für Klimaschutz in 
der Stadt und machen deshalb auf die 
Notwendigkeit des Umstiegs vom Pkw 
auf andere Verkehrsmittel deutlich. 

Ein großer Anteil der klimaschädlichen 
Gase entstehen im städtischen Raum 
durch Verbrennungsmotoren im Verkehr. 
Die Gruppe Klimagerechtigkeit Kassel 
(KligK) arbeitet zu diesem Thema, eben-
so wie Extinction Rebellion (XR), die In-
itiativen und Verbände im Umwelthaus 
und das Verkehrswende-Bündnis. 

Kassel hat das große Glück, viele enga-
gierte Menschen vor Ort zu haben, die 
sich für eine zukunftsfähige und lebens-
werte Stadt einsetzen. Und leider nach 
wie vor das Pech, einer extrem rückstän-
digen Verkehrspolitik, die auf dem Um-
bau Kassels zur „autogerechten Stadt“ 
seit den 50er/60er-Jahren basiert. Da-
mals entschieden sich Stadtplaner und 
Kommunalpolitik für breite Straßen quer 
durch und um die Innenstadt sowie da-
mals noch überdimensionierte Kreu-
zungen (wie am Altmarkt) für den Au-
toverkehr der Zukunft. Kassel wollte 
modern sein und griff dafür auch auf Plä-
ne zurück, die aus der Nazi-Zeit stamm-
ten. Der erwartete Autoverkehr kam 
und dominiert unsere Stadt bis heute. 
Fußgänger*innen und Radfahrer*innen 
haben es nicht leicht in Kassel, auch 
wenn längst klar ist, dass die Stadt der 
Zukunft nicht autogerecht, sondern kli-
maverträglich und menschenfreundlich 
sein muss. 

Was wir brauchen, ist die „Stadt für 
Menschen“, wie der visionäre dänische 
Stadtplaner Jan Gehl es formulierte. Viel 
weniger Autos, mehr Stadtgrün und Le-
bensqualität! Für den Umstieg braucht 
es einen gut ausgebauten und kosten-
günstigen – perspektivisch kostenlosen 
– ÖPNV für alle. Außerdem braucht es 
durchgehende Radwege, die vorm Au-

toverkehr geschützt sind, sichere Fuß-
wege und eine Umverteilung der Ver-
kehrsflächen. Momentan wird extrem 
viel Platz in deutschen Städten an den 
Autoverkehr verschenkt, ob für Straßen 
oder Parkflächen. Die meisten Pkws wer-
den nur ein bis zwei Stunden am Tag be-
nutzt, die restlichen Zeit beanspruchen 
sie Parkplätze, oft im öffentlichen Raum, 
in Kassel viel zu oft kostenlos. Das alles 
muss sich ändern, und zwar zügig, denn 
das Klima wartet nicht darauf, dass auch 
die rückständigsten unter den kommu-
nalen Entscheider*innen merken, dass 
es so nicht weiter geht. Die Verkehrs-
wende muss ökologisch sein und auch 
sozial. Veränderungen dürfen nicht zu-

lasten der ärmeren Bewohner*innen ge-
hen.

Intransparenz statt Verkehrswende

Trotz der zahlreichen Rufe nach Verän-
derung ist in Kassel in den letzten Jah-
ren nicht viel passiert, was die benö-
tigte Verkehrswende voranbringt. Ein 
„Schutzstreifen“ für Radfahrer*innen 
hier, ein Elektrobus da, punktuell Aus-
schilderung von Tempo 30 und Fahrrad-
straßen, die nicht respektiert werden. 
Die Maßnahmen der letzten Jahre sind 
wenig ambitioniert und viel zu zöger-
lich! Trotz der Versicherungen des am-
tierenden Bürgermeisters, Kassel werde 

Aus den ortsbeiräten
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SPort/GeSuNDheIt
Breitensport in Not 
Die corona-Pandemie wirkt auch 

auf den Breiten- und Amateur-
sport wie ein Brennglas. 

Der Landessportbund Hessen veröf-
fentlichte kürzlich in seiner Bestandser-
hebung die Mitgliederzahlen für Hessen. 
Klar ist, dass es einen signifikanten Mit-
gliederrückgang in den Vereinen gibt. 
Das gilt vor allem für urbane bzw. städ-
tische Gebiete. 

Ein Sportübungsleiter aus dem Kasse-
ler Osten, der Kinder trainiert, klagt sein 
Leid: „Das Vereinsleben ist komplett 

zum Erliegen gekommen. Der Kontakt 
über digitale Medien wie Zoom gestalte-
te sich von Anfang an schwierig, da nicht 
alle Kinder ein Tablet oder einen Laptop 
haben. Irgendwann war dann Schluss.“ 

So bleibt jetzt lediglich die Hoffnung, 
dass es nach den Sommerferien wieder 
zu einem regulären und unbeschwer-
ten Trainings- und Spielbetrieb kommt. 
In Kassel gibt es 172 Sportvereine, die 
ein großes Angebot an Sportarten abde-
cken. Einige Vereine haben im Rahmen 
des städtischen Corona-Hilfsprogramms 
„Kopf hoch Kassel“ Gelder in Höhe von 

bis zu 5.000 Euro bekommen. Der Maß-
stab zur Berechnung waren entgangene 
Eintrittsgelder und andere Einnahmever-
luste wie z. B. Mitgliedsbeiträge. 

Die finanzielle Lage der Vereine ist aber 
nur ein Teil der Konsequenzen, die durch 
die Pandemie zu schultern sind. Die pri-
märe Frage lautet, wie man mit Kindern 
und Jugendlichen umgeht, die seit vielen 
Monaten keinen Schulsport, geschweige 
denn Sport während ihrer Freizeit in Ver-
einen ausüben konnten. Hinzu kommt 
noch, dass der Schwimmunterricht in 
den Schulen ebenfalls nicht stattfand. 

das neue Kopenhagen, erscheint es den 
Radfahrenden, als hätte es die 22.000 
Unterschriften für den Radentscheid nie 
gegeben. Politik und Verwaltung folgen 
weiterhin ihrer bisherigen Langzeitpla-
nung im Verkehrsbereich. Eine Umver-
teilung des Straßenraumes zugunsten 
der umweltverträglichen Verkehrsmittel 
findet kaum statt. Nach wie vor werden 
nur Minimallösungen für den Radverkehr 
umgesetzt, weil man sich nicht traut den 
Autos Platz wegzunehmen. 

Dazu kommt, dass faktisch viel weni-
ger Geld für Radwege eingesetzt wird 
als versprochen und Zahlen geschönt 
werden, zuletzt im „Bericht zur Förde-
rung des Radverkehrs“ des zuständi-
gen Amtes. Es wird gerne so getan, als 
würde aktuell viel getan für Kassels 
Radfahrer*innen. In der Praxis müssen 
wird aber leider feststellen, dass die Si-
tuation weiterhin miserabel ist. Bus- und 
Bahnfahren bleibt für die meisten teuer. 
Kassels Stadtteile sind unterschiedlich 
gut (oder schlecht) erreichbar. Die LIN-
KE fordert, die Einsparungen im Zuge der 
Liniennetzreform, in den sinnvollen Aus-
bau des ÖPNV zu investieren. Dabei soll 
die Taktung erhöht und die Anbindung 
der finanziell schwächeren Stadtteile 
verbessert werden. 

Bei der Tram nach Rothenditmold und 
Harleshausen gibt es keine Fortschrit-
te. Die 2018 (!) durch die Stadtverordne-
ten in Auftrag gegebene Machbarkeits-
studie wurde von der KVG immer noch 
nicht veröffentlicht (Stand Juni 2021). 
Den Stadtverordneten wurde lediglich 

mitgeteilt, dass der Bau der neuen Ver-
bindung nicht „wirtschaftlich“ sei. Wir 
warten weiterhin auf Details der Berech-
nungen und gehen davon aus, dass ei-
nigen Entscheidungsträger*innen diese 
Zahlen schon lange bekannt sind. 

Zuletzt machte die SPD Wahlkampf mit 
dem Ausbau der Tram, die jetzt erst ein-
mal nicht kommt. Weil aber davon aus-
zugehen ist, dass es durch veränderte 
Bewertungskriterien zukünftig doch 
Fördergelder für den Bau der Tramlinie 
gibt, ist es wichtig, jetzt mit der Betei-
ligung der Bürger*innen in den betrof-
fenen Stadtteilen zu starten. Bislang er-
fährt die Idee dieser neuen Tramlinie viel 
Zuspruch und so kann es auch bleiben, 
wenn die Menschen mitgenommen und 
bei den Planungen nicht außen vor ge-
lassen werden. 

Dass die Ergebnisse der Machbarkeits-
studie bisher nicht veröffentlicht wurden 
und die Stadtverordneten der Linksfrak-
tion auf ihre Anfragen dazu keine Ant-
worten erhalten, zeugt von politischer 
Arroganz und einem zweifelhaften De-
mokratie-Verständnis. Das gehört in 
Kassel leider zum politischen Alltag der 
Fraktionär*innen. Auskünfte werden 
verschleppt und Intransparenz als Mittel 
zum Machterhalt genutzt. 

Gute Ideen gibt es genug
Der Klimaschutzrat wurde auf Druck 

von Klima-Aktivist*innen konstituiert 
und soll konkrete Vorschläge erarbeiten, 
wie die „Klimaneutralität“ bis 2030 er-
reicht werden soll. Nach einem langwie-

rigen Start werden von den Mitgliedern 
der sogenannten „Themenwerkstätten“ 
nun fleißig Maßnahmen produziert, die 
dann zunächst an den Magistrat mit dem 
OB und den Dezernent*innen weiter-
geleitet werden. Dort scheinen die Vor-
schläge des Klimaschutzrates derzeit 
zu versickern. Weil die Sitzungen des 
Magistrats nichtöffentlich sind, ist es 
für Interessierte schwer nachzuvollzie-
hen, was dort passiert. Faktisch wurde 
aber bislang kaum eine Maßnahme um-
gesetzt oder hat ihren Weg in die Stadt-
verordnetenversammlung gefunden. 
Wozu dann die ganze ehrenamtliche Ar-
beit des Klimaschutzrates? Signale und 
schöne Worte reichen längt nicht mehr, 
denn wird brauchen endlich entschlos-
sene Umsetzungsschritte! Der bislang 
umfangreichste Vorschlag aus dem Kli-
maschutzrat ist das, unter Mitarbeit von 
Prof. Sommer und seinem Team entstan-
dene „integrierte Mobilitätskonzept“. 
Darin werden zahlreiche Maßnahmen 
für eine ökologische Verkehrswende 
vorgeschlagen, die miteinander zusam-
menhängen und aus Sicht der LINKEN 
bald umgesetzt werden sollten. Es fehlt 
allerdings (noch) am politischen Willen 
zur Umsetzung. Zum Glück lassen die 
Aktivist*innen nicht locker und machen 
mit Aktionen immer wieder auf ihre For-
derungen aufmerksam. Wir unterstüt-
zen dieses Engagement weiterhin mit 
Anfragen und Anträgen und setzen uns 
für Transparenz in der Kommunalpolitik 
ein. Gemeinsam sind wir stark und kön-
nen die sozial-ökologische Verkehrswen-
de vorantreiben. Bleibt kritisch und laut! 

luisa Sümmermann
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Wohnraum darf keine Ware sein
StADteNtWIcKluNG

Wirksam gegen mietenwahn-
sinn ist, wenn möglichst viel 
in kommunaler hand liegt 

und dem freien renditegetriebenen 
Wohnungsmarkt entzogen ist. 

Das hilft allerdings wenig, wenn sich öf-
fentliche Wohnungsbaugesellschaften 
ähnlich verhalten wie private. Beobach-
ten kann man das aktuell in der Rem-
brandtstraße (Nassauische Heimstätte/
Wohnstadt) und in der Breitscheidstra-
ße (GWG). An beiden Orten sollen neue 
Quartiere entstehen. Gepriesen werden 
die Projekte vom Magistrat für ihre so-
ziale Durchmischung. So sollen dort 30 
Prozent Sozialwohnungen, 40 Prozent 
frei finanzierte Wohnungen und 30 Pro-
zent Eigentumswohnungen entstehen. 

Der Neubau von Sozialwohnungen ist 
ja schön und gut. Es war schließlich die 
LINKE, die dieses Instrument in Kassel 
vorangebracht hat. Es gibt jedoch einen 
entscheidenden Haken. An beiden Or-
ten stehen schon Häuser, und in beiden 
wohnen Menschen. Die vorhandenen 
Wohnungen sollen abgerissen werden, 
um den neuen Quartieren Platz zu ma-
chen. Aus unserer Sicht ist klar: 

1. Mieter*innen zu vertreiben ist nicht 
sozial (und wir werden an ihrer Seite 
kämpfen, dass diese Bauvorhaben ge-
ändert werden)! 

2. Neubau wird nie so günstig wie Be-
stand sein. Die Energiebilanz eines Ab-
risses funktionstüchtiger Häuser zugun-
sten eines Neubaus ist unökologisch!

3. Es ist die Aufgabe öffentlicher Woh-
nungsbaugesellschaften, vor allem die-
jenigen mit Wohnraum zu versorgen, 
die auf dem freien Markt keine Chance 

haben. Das sind gerade jene, die von 
Armut, unsicheren Jobs und wenig Ein-
kommen betroffen sind. 

mieterschutz statt Investorenschutz

Die Sozialwohnungsquote wurde einge-
führt, damit auch private Investoren ei-
nen Teil beitragen und die schlimmsten 
Immobilienhaie abgeschreckt werden. 
Öffentliche Wohnungsbaugesellschaf-
ten müssen einen sehr viel höheren An-
teil als 30 Prozent beitragen und nicht 
Eigentumswohnungen bauen. Das ist 

umso notwendiger, weil jahrelang ver-
schlafen wurde, steuernd und schüt-
zend in den Wohnungsmarkt einzugrei-
fen. Zu lange hieß es, die Kommune 
könne nichts tun und immer noch wird 
vor allem eine investorenfreundliche 
Stadtentwicklung vorangetrieben. Wir 
setzen uns dafür ein, dass endlich Po-
litik zum Schutz der Mieter*innen ge-
macht wird. Lasst uns an Berlin ein 
Beispiel nehmen und eine starke Mie-
tenbewegung aufbauen.

Violetta Bock

Wie bitte? Abriss intakter Häuser in der Beitscheidstraße geplant für Neubau der GWG

Sämtliche sportwissenschaftliche Stu-
dien weisen darauf hin, dass die Heraus-
bildung der koordinativen und feinmoto-
rischen Fähigkeiten von Kindern bis zum 
13. Lebensjahr herausgebildet werden. 
Was bis dahin nicht erlernt worden ist, 
wird in der Regel nur schwer nachge-
holt. Insofern kann es der Politik auch 
auf kommunaler Ebene nicht egal sein, 
wenn Kinder und Jugendliche seit nun-
mehr eineinhalb Jahren in ihrem Bewe-
gungsdrang gehindert werden. Damit 

findet der soziale Charakter des organi-
sierten Vereinssports, der auch eine ge-
samtgesellschaftliche Dimension hat, so 
nicht mehr statt. 

Es hilft auch nichts, per se die Stärkung 
des Ehrenamtes zu fordern, wie es aus 
dem GRÜNE/SPD-Koalitionsvertrag her-
vorgeht, ohne aber konkrete Ideen und 
Vorschläge inhaltlich zu benennen. Die 
Rubrik Sport im Koalitionsvertrag in Kas-
sel hat leider eine zu GRÜNE Handschrift. 

Sie erklären darin den Sport als Teil des 
Lebensgefühls und möchten sogenann-
te Individualtrendsportarten sowie das 
E-Gaming explizit fördern. Mehr Sozial-
darwinismus in der Sportförderung geht 
nicht! Die Linksfraktion im Kasseler Rat-
haus wird sich in der nächsten Zeit mit 
der Sportpolitik in Kassel beschäftigen 
und ihrerseits Vorschläge unterbreiten. 

mirko Düsterdieck
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Klimaneutralität - wo steht Kassel?
Im August 2019 hat die Stadt Kassel 

ausgehend vom Druck aus der Zivil-
gesellschaft beschlossen, bis 2030 

die Klimaneutralität anzustreben. 

Damit reiht sie sich in die Städte ein, die 
im Sinne der Climate Emergency Decla-
ration (deutsch: Erklärung des Klimanot-

Kohlekraftwerk an der Dennhäuser Str.

stands) dazu beitragen wollen, die glo-
bale Erderwärmung zu begrenzen. Was 
also ist in Kassel seit dem Beschluss 
passiert?

Seitdem wird viel über das Klima gere-
det. Ein Klimaschutzrat hat die Arbeit 
aufgenommen. Weitere Maßnahmeni-
deen werden beim Klimaplan von un-
ten ehrenamtlich entwickelt. Die Kom-
munalwahl hat das knappe Rot-Grün in 
ein sattes Grün-Rot verändert, im Koa-
litionsvertrag heißt es sogar, man wolle 
Deutschlands erste klimaneutrale Groß-
stadt werden. 

Und trotzdem: von der Umsetzung sieht 
man wenig. Zwei Jahren sind inzwischen 
vergangen, neun Jahre liegen noch vor 
uns. Zeit, eine erste Bilanz zu ziehen. 
Laut Beschluss sollten Anstrengungen 
in den Sektoren Energie, Mobilität, Land-
wirtschaft und Konsum mit dem Ziel Kli-
maneutralität bis 2030 unternommen 
werden. Aber: Der politische Beschluss 
zum Kohleausstieg 2025, wenn mög-
lich 2023, steht noch aus. Wir haben 
mit der CDU gemeinsam einen solchen 
Antrag gestellt, der vor der Kommunal-
wahl noch eine Mehrheit bekommen hät-
te. Seit April wird unser Antrag Sitzung 
für Sitzung von der Grün-Roten Mehrheit 
geschoben, um der Diskussion zu entge-
hen. Das ist nicht nur unökologisch, son-
dern auch zutiefst undemokratisch. 

Im Feld der Mobilität sieht es nicht bes-
ser aus. Die Pläne für die Tram nach 

Harleshausen wurden für dieses Jahr 
gestoppt. Anfragen und Anträge dazu 
werden seit zwei Jahren nicht beant-
wortet oder ebenfalls geschoben. Teure 
Tiefgaragen für Autos werden dagegen 
weiter kräftig gebaut. Radfahrer*innen 
müssen sich trotz Beschluss auch in Zu-
kunft an einigen Stellen den Platz mit 
Fußgänger*innen teilen, damit Autos in 
ihrem Platz nicht beschränkt werden. 
Bauvorhaben wird stattgegeben, ohne 
dass auch nur der Klimabeschluss er-
wähnt wird. Wann beginnt sie denn die 
große Verkehrs-, Agrar- und Energiewen-
de?

Wir fordern gerade den entsprechenden 
Bericht an, stellen Anfragen und machen 
konkrete Vorschläge. Etwa zur kurzfri-
stigen Freigabe von Fahrbahnspuren 
für Radfahrende, zur Verbesserung des 
Angebots bei Bus und Bahn oder auch 
zur Ablehnung des A44-Baus. Und auch 
wenn das seit April alles abgelehnt wur-
de: so legen wir den Finger in die Wun-
de, drängen zur Umsetzung und stellen 
dort Fragen, wo sonst manchmal nur 
geschwiegen wird. Für den sozial-öko-
logischen Umbau reicht das aber noch 
nicht. Deshalb wollen wir mit euch ge-
meinsam Bilanz ziehen.     

Violetta Bock

Krisenfeste und nachhaltig Förderung
Kultur

Stephanie Schury vertritt seit 
2016 DIe lINKe im Kulturaus-
schuss der Stadt Kassel und 

zeigt sich aktuell aufgrund der pan-
demischen lage sehr besorgt um die 
Kasseler Kunst- und Kulturszene.

„Es ist viel passiert in Kassels Kunst- 
und Kulturszene seitdem das Dezernat 
für Kultur nicht mehr beim Oberbürger-
meister angesiedelt ist und die Kultur 
endlich eine eigene Dezernentin bekom-
men hat. Es wurde eine Kulturkonzeption 
mit Zielvorgaben für die nächsten zehn 

Jahre erarbeitet - zusammen mit Ak-
teuren aus Kunst und Kultur. Dieser Pro-
zess hat auch der Vernetzung innerhalb 
der Kunst und Kultur, zwischen institutio-
nellen Einrichtungen und der freien Sze-
ne gedient.   

Einige Punkte wurden bereits umge-
setzt, etwa mehr Beratungsangebote bei 
Beantragung von Fördermitteln, auf an-
deren Ebenen besteht aber noch Hand-
lungsbedarf. Etwa bei Räumen, der 
Struktur der Kulturförderung der Stadt 
aber auch bei der Beteiligung von Kultur-

akteuren etwa durch einen Kulturrat“, so 
Stephanie Schury

Durch die Corona-Pandemie ist die-
ser Prozess leider in Stocken geraten, 
denn sie verstärkt im Kulturbereich Pro-
bleme, die schon seit Längerem vorhan-
den sind. Kultur ist nicht ausreichend 
finanziert. Das Fördersystem wie auch 
ein Großteil der kulturellen Infrastruktur 
sind nicht auf Szenarien wie die aktu-
elle Pandemie ausgerichtet. Kultur findet 
häufig unter so prekären Bedingungen 
statt, dass jede Krise zur Existenzbedro-

Vormerken: Am 26. August laden wir 
ein zur Veranstaltung „Zwei Jahre nach 
dem Klimabeschluss“. Wir freuen uns 
auf zahlreiches Erscheinen. Infos un-
ter: www.linksfraktion-kassel.de
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Krisenfeste und nachhaltig Förderung

Im Stadtteil Forstfeld gibt es auch 
heute noch eine Vielzahl von Stra-
ßennamen, die menschen aus den 

ehemaligen deutschen Kolonien auf 
dem afrikanischen Kontinent ehren. 

In der sogenannten „Afrikasiedlung“ 
sind dies beispielsweise die Windhuk-
straße, die Wissmannstraße oder aber 
die Lüderitzstraße, auf deren Namens-
geber stellvertretend näher eingegangen 
werden soll. 

Die ehemalige Kolonie „Deutsch-Süd-
westafrika“ auf dem Gebiet des heutigen 
Staates Namibia wurde von Adolf Lüde-
ritz, einem Bremer Kaufmann 1883 ge-
gründet. 1885 wird das Deutsche Reich 
koloniale Schutzmacht. Die deutschen 
Kolonist*innen in Namibia sehen sich 
als Eroberer einem höheren Volk zuge-
hörig und leiteten daher auch das Recht 
ab, die Ureinwohner*innen des Landes 
zu unterdrücken. Rassismus und Bruta-
lität gipfelte in Geißelungen, Vergewal-
tigungen und der Tötung von schwar-
zen Arbeiter*innen. Die Verbrechen der 
deutschen Täter*innen wurden oft nur 
mit geringen Strafen geahndet.

Als Ergebnis des Krieges gegen die Ur-
bevölkerung der Herero und der Nana 
wurden von 1903 bis 1907 60.000 He-
rero und 10.000 Nama getötet: durch 
Mord, in Konzentrationslagern verhun-
gert oder in der Wüste verdursteten. Die-
ser Völkermord wurde nunmehr nach 
über 100 Jahren durch die Bundesregie-
rung anerkannt und mit einer lächerlich 
kleinen Entschädigungssumme von 1,1 
Mrd. EUR bedacht. 

ANtIrASSISmuS
Koloniales erbe im Kasseler osten

Wie kann die Stadt Kassel immer noch 
Menschen ehren, die den Grundstein für 
einen fortgesetzten Völkermord gelegt 
oder sich aktiv daran beteiligt haben? 
Zudem in anderen Städten die Umben-
ennung solcher Straßen nicht nur disku-
tiert, sondern auch vollzogen wird. 1998 
hat Bochum die Lüderitzstraße umben-
annt und Berlin-Mitte im Jahr 2018. 

Gerade in der heutigen Zeit durch den 
immer stärkeren Rassismus sollte die 
Stadt Kassel ein Zeichen setzen und ras-
sistische Menschen nicht weiter ehren. 
Es reicht nicht, dass ein kleines Schild 

mit Erläuterungen zum Namen ange-
bracht wird. Die Verbrechen werden mit 
keinem Wort erwähnt! Es darf nicht sein, 
dass in Kassel immer noch Mörder und 
Verbrecher aus Kaiser- oder Nazizeit 
öffentlich geehrt werden. Sind wir das 
nicht allen Opfern aus dieser Zeit aber 
auch denen des NSU, von Hanau, Mölln 
oder Solingen schuldig? 

Die Stadt, der Oberbürgermeister, 
der Magistrat, die Stadtverordneten-
versammlung sowie die gesamte Bevöl-
kerung Kassels ist in der Pflicht.

michael Behn

hung wird. Befristete, niedrig vergütete 
Arbeitsverhältnisse und der hohe Anteil 
von Projektförderung lassen keine Rück-
lagenbildung zu und stellen sich als kri-
senanfällig heraus. Der Fokus der poli-
tischen Arbeit muss jetzt darauf liegen, 
Kultur und Kulturförderung zu erhalten 
und gleichzeitig für die Zukunft krisen-
fest zu gestalten.

Die soziale Sicherheit von 
Künstler*innen und Kulturschaffenden 

muss dabei Vorrang haben. Kunst und 
Kultur können in der uns bevorstehen-
den Zeit Orientierung schaffen, indem 
sie neue Wege und Denkansätze auf-
zeigen, denn Kunst und Kultur sind ge-
sellschaftsrelevant! Sie helfen uns, un-
terschiedliche Perspektiven auf unser 
gemeinsames Miteinander, auf unsere 
Lebens- und Konsumweisen sowie auf 
unsere Werte zu werfen und diese zu 
hinterfragen. Und deswegen ist es unse-
re Aufgabe, Kunst und Kultur auf sichere 

Füße zu stellen, denn sie dient uns allen. 
Dafür kämpft DIE LINKE - auf der Stra-
ße und in den Parlamenten, in Kassel, 
in Berlin und überall. Denn es darf kein 
„Weiter so“ geben.

Stephanie Schury, kulturpolitische 
Sprecherin der Kasseler Linksfraktion 
ist Direktkandidatin im Wahlkreis Kassel 
und Platz 5 der Landesliste der LINKEN 
in Hessen.

Hermann von Wissmann führte ab 1889 Krieg gegen die ostafrikanische Bevölkerung
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ohrfeige für harleshausen 
Der Ortsbeirat hatte einstimmig bei den 

Haushaltsberatungen 2021 erneut die 
Umgestaltung eines kleinen Platzes in der 
Ortsmitte beantragt. Es wäre die zweite 
Hälfte einer mit Bürger*innenbeteiligung 
vorgeschlagenen Maßnahme für mehr 
Lebens- und Aufenthaltsqualität an der 
Wolfhager Straße. 

Jetzt steht die Begründung in der vom 
Planungsamt empfohlenen und vom Ma-
gistrat der Stadt Kassel, namentlich von 
OB Geselle, empfohlenen Ablehnung. 
Jahrelang hieß es immer, es liege an den 
Kosten, diesmal heißt es klar und deut-
lich: man wolle auf die Parkplätze nicht 
verzichten. Sabine Leidig, Mitglied im 
Ausschuss Finanzen-Wirtschaft-Grund-
satzfragen und linke Stadtverordnete 
aus dem Ortsteil ist empört: „Für Bäu-
me und Bänke sollen ein paar Parkplätze 
weichen, aber das will der Oberbürger-
meister nicht. Deshalb soll dieses Pro-
jekt gekippt werden. Das ist weder so-

zial noch ökologisch gerecht - und damit 
würden schon zwei zentrale Versprechen 
aus dem Koalitionsvertrag gebrochen. 

Der Ortskern ist voll mit Autos, Park-
plätzen und Durchgangsverkehr. Aber es 
gibt viel zu wenig Platz für menschliche 
Begegnung. Darauf sind vor allem aber 
diejenigen angewiesen, die sich keinen 
eigenen Garten leisten können“. Viele 
die dort wohnen, die in der Kulturinitiati-
ve oder im Ortsbeirat engagiert sind, set-

Ein Termin bei der Flüchtlingsberatung 

kann über das Parteibüro Nordhessen 

unter 0561/9201503 vereinbart werden.

Die wöchentliche Sozialberatung der Kasseler Linke findet bis auf weiteres telefonisch statt. Rechtsanwältin Fr. Kathrin Fuchs steht donnerstags von 14 -16 Uhr außerhalb der Ferien unter der Ruf-nummer 0561 787 3314 für Fragen rund um Soziales und ALG II zur Verfügung. 

regelmäßige Angebote und Aktuelles

Jeden Mittwoch trifft sich die Linksjugend [´solid] ab 18 
Uhr. Infos unter: linksjugend_kassel_stadt@riseup.net

Hartz-IV–Beratung organisiert durch das LINKE-Parteibüro Nordhessen. Mehr Infos unter 0561/9201503

Aufgrund von pandemiebedingter Be-schränkungen finden Termine u.U. nur telefonisch oder per Videokonferenz statt. 
Infos unter: 0561 - 7873315

zen sich seit Jahren dafür ein, dass mehr 
Lebensqualität entsteht. Sollen Engage-
ment und Bürgerbeteiligung wirklich ge-
stärkt werden, wie es im Koalitionsver-
trag behauptet wird, darf die Verwaltung 
die Anliegen nicht derart abbügeln. Sa-
bine Leidig bleibt optimistisch: „Wir wer-
den auf jeden Fall beantragen, dass über 
den Antrag abgestimmt wird. Jetzt müs-
sen SPD und Grüne einfach nur Farbe 
bekennen - entschieden wird vom Stadt-
parlament.“

Aktuelle Termine für Kassel unter: 

www,linksfraktion-kassel.de/termine

Aktuelles aus der Kommunalpolitik:

kasselerrathausblog.wordpress.com

Im Herzen von Harleshausen:  Parkplatzerhalt oder mehr Lebensqualität gewinnen?


